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3. Instanz

Datum -

Â 

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des
Sozialgerichts Dortmund vom 23.02.2024 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Der Antragsteller trÃ¤gt 78% und die Antragsgegnerin 22% der Kosten des
Verfahrens in beiden Instanzen. 

Â 

Der Streitwert fÃ¼r das Beschwerdeverfahren wird auf 137.681,25 Euro
festgesetzt. 

Â 

Â 
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Â 

GrÃ¼nde

Â 

Die zulÃ¤ssige Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des
Sozialgerichts (SG)Â Dortmund vom 23.02.2024 ist nach Erlass des
Ã�nderungsbescheides vom 15.08.2024 unbegrÃ¼ndet. Das SG hat den Antrag auf
Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs gegen den Bescheid vom
17.07.2023 im noch streitgegenstÃ¤ndlichen Umfang zu Recht abgelehnt.

Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht der
Hauptsache in den FÃ¤llen, in denen Widerspruch oder Anfechtungsklage keine
aufschiebende Wirkung haben, diese auf Antrag ganz oder teilweise anordnen.
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine â�� wie hier erfolgte â��
Entscheidung Ã¼ber Beitragspflichten und die Anforderung von BeitrÃ¤gen sowie
der darauf entfallenden Nebenkosten haben gem. Â§Â 86a Abs. 2 Nr. 1 SGG keine
aufschiebende Wirkung.

Â 

Die Entscheidung, ob eine aufschiebende Wirkung ausnahmsweise gem. Â§ 86b
Abs.Â 1 S.Â 1 Nr. 2 SGG durch das Gericht angeordnet wird, erfolgt aufgrund einer
umfassenden AbwÃ¤gung des Suspensivinteresses des Antragstellers einerseits und
des Ã¶ffentlichen Interesses an der Vollziehung des Verwaltungsakts andererseits
(st. Rspr., vgl. z.B. Senatsbeschl. v. 15.05.2023 â�� L 8 BA 32/23 B ER â�� juris Rn.
3 m.w.N.). Im Rahmen dieser InteressenabwÃ¤gung ist in Anlehnung an Â§ 86a Abs.
3 S.Â 2 SGG zu berÃ¼cksichtigen, in welchem AusmaÃ� Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit des angegriffenen Verwaltungsaktes bestehen (hierzu unter 1.)
oder ob die Vollziehung fÃ¼r den Antragsteller eine unbillige, nicht durch
Ã¼berwiegende Ã¶ffentliche Interessen gebotene HÃ¤rte zur Folge hÃ¤tte (hierzu
unterÂ 2.).

Â 

1. Da Â§ 86a Abs. 2 Nr. 1 SGG das Vollzugsrisiko bei Beitragsbescheiden
grundsÃ¤tzlich auf den Adressaten verlagert, kÃ¶nnen nur solche Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheides ein Ã¼berwiegendes Suspensivinteresse
begrÃ¼nden, die einen Erfolg des Rechtsbehelfs wahrscheinlich erscheinen lassen.
HierfÃ¼r reicht es nicht schon aus, dass im Rechtsbehelfsverfahren
mÃ¶glicherweise noch ergÃ¤nzende Tatsachenfeststellungen zu treffen sind.
MaÃ�gebend ist vielmehr, ob nach der Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der
Eilentscheidung mehr fÃ¼r als gegen die Rechtswidrigkeit des angefochtenen
Bescheides spricht (st. Rspr. des Senats, vgl. z.B. Beschl. v. 15.05.2023 â�� L 8 BA
32/23 B ER â�� juris Rn. 4 m.w.N.). 
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Â 

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben ist die aufschiebende Wirkung der Widerspruchs nicht
anzuordnen, da dessen Erfolg nicht wahrscheinlich ist. Es spricht nach der im
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes gebotenen summarischen PrÃ¼fung
derzeit nicht mehr dafÃ¼r als dagegen, dass sich der von der Antragsgegnerin
erlassene Bescheid vom 17.07.2023 in der Gestalt des Ã�nderungsbescheides vom
15.08.2024, mit dem sie vom Antragsteller fÃ¼r die Zeit vom 01.03.2018 bis
31.12.2020 SozialversicherungsbeitrÃ¤ge einschlieÃ�lich SÃ¤umniszuschlÃ¤gen in
HÃ¶he von (noch) insgesamt 429.438,53 Euro nachfordert, als rechtswidrig
erweisen wird. 

Â 

Der Senat nimmt zur Vermeidung von Wiederholungen zunÃ¤chst auf die
zutreffenden GrÃ¼nde der angefochtenen Entscheidung des SG Bezug, denen er
sich nach eigener PrÃ¼fung anschlieÃ�t (Â§ 142 Abs. 2 S. 3 Sozialgerichtsgesetz
â�� SGG). 

Â 

Das Beschwerdevorbringen des Antragstellers rechtfertigt keine andere Beurteilung.

Â 

a. Soweit er vortrÃ¤gt, dass das SG den Beschluss des erkennenden Senats vom
06.04.2022 â�� L 8 BA 166/20 B ER zur Grundlage seiner ablehnenden
Entscheidung gemacht habe, obwohl der dortige Sachverhalt mit dem hiesigen
nicht identisch sei, verkennt er den Inhalt der erstinstanzlichen Entscheidung. Das
SG hat den genannten Beschluss vom 06.04.2022 allein (und im Ã�brigen
zutreffend) dafÃ¼r zitiert, dass die Aussetzung des steuerrechtlichen
Haftungsbescheides durch das Finanzamt fÃ¼r den sozialgerichtlichen Eilbeschluss
keine Relevanz entfaltet. 

Â 

b. Entgegen der (wiederholend vorgetragenen) Auffassung des Antragstellers ist die
von der Antragsgegnerin vorgenommene SchÃ¤tzung der Beitragsnachforderung
auch nicht â��aus RechtsgrÃ¼ndenâ�� bzw. unter â��BerÃ¼cksichtigung der vom
Bundesverfassungsgericht und dem BGH aufgestellten GrundsÃ¤tzenâ��
unzulÃ¤ssig. Nach dem derzeitigen Aktenstand liegen die Voraussetzungen fÃ¼r
eine SchÃ¤tzung vielmehr vor.

Â 

Gem. Â§ 28f Abs. 2 S. 3 SGB IV hat der prÃ¼fende TrÃ¤ger der Rentenversicherung
die HÃ¶he der Arbeitsentgelte zu schÃ¤tzen, soweit er sie nicht oder nicht ohne
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig groÃ�en Verwaltungsaufwand ermitteln kann. 
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Â 

Die Annahme der Antragsgegnerin, die Ermittlung tatsÃ¤chlich gezahlter
Arbeitsentgelte sei nicht ohne unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig groÃ�en Verwaltungsaufwand
mÃ¶glich, ist nicht zu beanstanden. Dies gilt sowohl fÃ¼r die im
Ã�nderungsbescheid vom 15.08.2024 getroffenen personenbezogenen
Feststellungen (hierzu unter aa.) als auch fÃ¼r den (Ã¼brigen)
SummenschÃ¤tzbescheid (hierzu unter bb.). 

Â 

aa. Die Antragsgegnerin war befugt (und verpflichtet), den Bescheid vom
17.07.2023 durch personenbezogene Nachberechnungen zu Ã¤ndern, soweit
mÃ¶glich. Die (Neu-)Feststellungen im Bescheid vom 15.08.2024, der gem. Â§ 86
SGG Gegenstand des (Vor-)Verfahrens geworden ist, haben die vorige Festsetzung
nicht (unzulÃ¤ssig, vgl. hierzu z.B. Berchtold, SGG, 6. Aufl., Â§Â 77 Rn. 8)
verbÃ¶sert, sondern im Gegenteil zugunsten des Antragstellers zu einer
Reduzierung der streitigen Nachforderung gefÃ¼hrt. Entsprechend war auch ein
Widerruf des ursprÃ¼nglichen Verwaltungsaktes gemÃ¤Ã� Â§ 28f Abs. 2 S. 5 SGB IV
i.V.m. Â§ 47 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) nicht erforderlich, zumal die
Voraussetzungen dieser Norm nicht erfÃ¼llt sind, da es weiterhin an Nachweisen
zur (tatsÃ¤chlichen) HÃ¶he des Arbeitsentgelts fehlt.

Â 

Unterlagen, aus denen eine personenbezogene Zuordnung der Arbeitsentgelte
Ã¼ber die im Ã�nderungsbescheid vom 15.08.2024 berÃ¼cksichtigten
Feststellungen noch genauer zuverlÃ¤ssig rekonstruiert werden kÃ¶nnte, sind
weder aufgefunden noch vom Antragsteller vorgelegt worden. Es ist auch nicht
ersichtlich, dass eine personenbezogene Zuordnung dieser Entgelte mit
Wahrscheinlichkeit noch gelingen wird. Der Antragsteller, der zwar (zu seinen
Gunsten) eine fehlende Befragung der bekannten Mitarbeiter durch die
Antragsgegnerin gerÃ¼gt hat, ist offenbar nicht gewillt, (selbst) an einer
entsprechenden AufklÃ¤rung des Sachverhalts (zugunsten seiner Arbeitnehmer)
mitzuwirken. Hinreichende Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die namentlich bekannten
BeschÃ¤ftigten Ã¼ber die zwischenzeitlich von der Antragsgegnerin nachgeholten
Befragungen noch ergÃ¤nzende, zuverlÃ¤ssige Angaben zu den tatsÃ¤chlich
geleisteten Arbeitsstunden bzw. gezahlten Entgelten machen werden, erscheinen
im Hinblick auf den aktenkundigen Sachstand unwahrscheinlich. Hierzu ist vom
Antragsteller nach Erlass des Ã�nderungsbescheides auch nichts vorgetragen
worden.

Â 

bb. Aus welchen GrÃ¼nden der Antragsteller meint, die von der Antragsgegnerin
vorgenommene SchÃ¤tzung sei nach den vom Bundesgerichtshof (BGH)
aufgestellten GrundsÃ¤tzen unzulÃ¤ssig, ist nicht verstÃ¤ndlich. Vielmehr hat sich
die erfolgte SummenschÃ¤tzung gerade an den obergerichtlich entwickelten
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Richtlinien, denen auch der erkennende Senat in stÃ¤ndiger Rechtsprechung folgt,
orientiert. 

Â 

Eine Berechnung der Nachforderung anhand der â��tatsÃ¤chlich gezahlten
NettolÃ¶hneâ��, wie dies der Antragsteller fordert, ist im Hinblick auf dessen
evident fehlerhafte Aufzeichnungen nicht mÃ¶glich. Allein die eklatante Abweichung
seiner digitalen Stundenerfassung von den handschriftlichen Stundenzetteln sowie
den Angaben der vom Hauptzollamt (HZA) vernommenen Arbeitnehmer verbietet
es, erstere der Beitragsfestsetzung zugrunde zu legen. Dies gilt erst recht unter
BerÃ¼cksichtigung der vom geschÃ¤ftsfÃ¼hrenden Vater des Antragstellers
anlÃ¤sslich der Durchsuchung durch das HZA eingerÃ¤umten â��willkÃ¼rlichen
Lohnabrechnungenâ��. Der Vortrag im Beschwerdeverfahren, diesen Aussagen
wÃ¼rde â��ausdrÃ¼cklich widersprochenâ�� bleibt mangels Konkretisierung ohne
Relevanz. Die (allein) behaupteten sprachlichen VerstÃ¤ndigungsschwierigkeiten
sieht der Senat im Hinblick auf die aktenkundigen UmstÃ¤nde als Schutzvortrag an.
Im Ã�brigen fehlt es hierzu auch an einer â�� im Eilverfahren gem. Â§ 86b Abs. 2 S.
4 SGG i.V.m. Â§Â§ 920 Abs. 2, 294 Zivilprozessordnung â�� ZPO â�� erforderlichen
Glaubhaftmachung.

Â 

Liegen (wie hier) keine hinreichend verlÃ¤sslichen AnknÃ¼pfungstatsachen fÃ¼r
die nÃ¤here Bestimmung der Bemessungsgrundlagen vor, so kann â�� wie dies
ausdrÃ¼cklich auch der BGH entschieden hat â�� eine an
Wahrscheinlichkeitskriterien ausgerichtete SchÃ¤tzung erfolgen (vgl. BGH Beschl. v.
10.11.2009 â�� 1 StR 283/09 â�� juris Rn. 19 m.w.N.). Keinen grundsÃ¤tzlichen
Bedenken begegnet dabei der Ansatz der Antragsgegnerin, im Bereich des
lohnintensiven Baugewerbes bei illegalen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen in Form
der Schwarzarbeit grundsÃ¤tzlich zwei Drittel des Nettoumsatzes als
Nettolohnsumme zu veranschlagen (vgl. z.B. Senatsbeschl. v. 15.01.2024 â�� L 8
BA 114/22 B ER; Beschl. v. 13.07.2022 â�� L 8 BA 49/21 B ER â�� juris Rn. 24
m.w.N.; Beschl. v. 06.04.2022 â�� L 8 BA 166/20 B ER â�� juris Rn. 4; BGH Beschl.
v. 10.11.2009 â�� 1 StR 283/09 â�� juris Rn. 21 ff. m.w.N.). Dass eine
entsprechende Vorgehensweise den Antragsteller in nicht angemessener Weise
belasten kÃ¶nnte, ist bei summarischer PrÃ¼fung nicht ersichtlich. 

Â 

cc. Aus welcher Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts der Antragsteller
eine ihm gÃ¼nstige Entscheidung ableiten will, ist weder konkret vorgetragen noch
sonst ersichtlich.

Â 

c. Soweit er mit seiner BeschwerdebegrÃ¼ndung vom 17.04.2024 ergÃ¤nzend auf
eine VerfÃ¼gung der Staatsanwaltschaft L. zum Aktenzeichen â�¦.. vom 00.00.0000
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verwiesen hat, nach der die strafgerichtliche Hauptverhandlung bis zur Vorlage
eines von der Antragsgegnerin angekÃ¼ndigten angepassten PrÃ¼fbescheides
ausgesetzt werden solle, verkennt der Antragsteller, dass bei der statusrechtlichen
Beurteilung keinerlei Bindung an andere BehÃ¶rden besteht. Der
Sonderrechtsbereich sozialversicherungsrechtlicher AbwÃ¤gungsentscheidungen
erfordert eigenstÃ¤ndige WÃ¼rdigungen; eine uneingeschrÃ¤nkte ParallelitÃ¤t zu
anderen (Teil-)Bereichen der Gesamtrechtsordnung liegt insofern von vornherein
nicht vor (vgl. BSG Urt. v. 11.11.2015 â�� B 12 KR 13/14 R â�� juris Rn. 24 m.w.N.;
Senatsurt. v. 14.06.2023 â�� L 8 BA 208/18 â�� juris Rn. 74; Beschl. v. 23.11.2022
â�� L 8 BA 105/22 B ER â�� juris Rn. 7; Beschl. v. 06.04.2022 â�� L 8 BA 166/20 B
ER â�� juris Rn. 7; Urt. v. 26.01.2022 â�� L 8 BA 98/20 â�� juris Rn. 71) Im Ã�brigen
hat sich die VerfÃ¼gung der Staatsanwaltschaft mit Erlass des
Ã�nderungsbescheides vom 15.08.2024 auch bereits inhaltlich erledigt. 

Â 

2. Das Vorliegen einer unbilligen HÃ¤rte hat der Antragsteller auch im
Beschwerdeverfahren nicht glaubhaft gemacht. 

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 S.Â 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 161 Abs. 1
, 154 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) und trÃ¤gt dem Erlass des
Ã�nderungsbescheides Rechnung.

Â 

Die Festsetzung des Streitwerts folgt aus Â§Â§ 197a Abs. 1 S. 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 47
Abs. 1, 53 Abs. 2 Nr. 4, 52 GKG und berÃ¼cksichtigt, dass in Verfahren des
vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes, die Beitragsangelegenheiten betreffen, regelmÃ¤Ã�ig
nur ein Viertel des Wertes der Hauptsache einschlieÃ�lich etwaiger
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge als Streitwert anzusetzen ist (st. Rspr. des Senats, z.B. Beschl.
v. 15.05.2023 â�� L 8 BA 32/23 B ER â�� juris Rn. 23 m.w.N.).

Â 

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Â 

Â 

Erstellt am: 18.09.2024
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Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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